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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 8. November 1960 

8 — 52400 — 3764/60 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung grund- 
steuerlicher Vorschriften 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 23. September 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, wie 
aus der Anlage 2 ersichtlich, Stellung zu nehmen. Im übrigen 
erhebt er gegen den Entwurf keine Einwendungen. Der Bundes- 
rat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung grundsteuerlicher Vorschriften 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Grundsteuergesetzes 

Das Grundsteuergesetz in der Fassung vom 

10. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 519) und des 

§ 172 des Bundesbaugesetzes vom 23. Juni 1960 

(Bundesgesetzbl, I S. 341) wird wie folgt geändert: 

1. § 13 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„ (3) Die Hauptveranlagung gilt von dem 
Kalenderjahr an, das zwei Jahre nach dem 
Hauptfeststellungszeitpunkt beginnt. " 

2. § 14 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Fortschreibungsveranlagung gilt von dem 
Kalenderjahr an, das mit dem Fortschreibungs- 
zeitpunkt beginnt." 

3. § 15 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Die Nachveranlagung gilt von dem Kalen- 
derjahr an, das mit dem Nachfeststellungszeit- 
punkt beginnt." 

4. In § 16 Abs. 2 sind die Worte „bis zum 31. März 
des folgenden Kalenderjahrs" zu ersetzen durch 
die Worte „bis zum Ende des Kalenderjahrs, in 
dem die Verbindung erfolgt,". 

5. In § 21 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Rechnungs- 
jahr" durch das Wort „Kalenderjahr" ersetzt. 

6. In § 22 

a) werden in Absatz 1 Ziff. 1 und in Absatz 2 
Ziff. 2 jeweils die Worte „15. Mai, 15. Au- 
gust, 15. November und 15. Februar" ersetzt 
durch die Worte „15. Februar, 15. Mai, 
15. August und 15. November", 

b) werden in Absatz 3 Ziff. 1 die Worte 
„15. November" durch die Worte „15. Au- 
gust" und die Worte „zehn Deutsche Mark" 
durch die Worte „zwanzig Deutsche Mark" 
ersetzt, 

c) werden in Absatz 3 Ziff. 2 die Worte „15. Mai 
und 15. November" durch die Worte „15. Fe- 
bruar und 15. August" und die Worte „zwan- 
zig Deutsche Mark" durch die Worte „vierzig 
Deutsche Mark" ersetzt, 

d) wird dem Absatz 3 folgender letzter Satz an- 
gefügt: 

„Die Gemeinden können bestimmen, daß an 
Stelle des Betrags von vierzig Deutsche Mark 
der Betrag von zwanzig Deutsche Mark und 
an Stelle des Betrags von zwanzig Deutsche 
Mark der Betrag von zehn Deutsche Mark 
tritt." 


7. In § 30 Abs. 2 wird das Wort „Rechnungsjahrs" 
durch das Wort „Kalenderjahrs" ersetzt. 

8. § 33 Abs. 4 wird aufgehoben, 

Artikel II 

Änderung der Grundsteuer-Durchführungs- 
verordnung 

§ 27 Abs. 2 und §§ 58 bis 60 der Grundsteuer- 
Durchführungsverordnung in der Fassung vom 
29. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 79) treten 
außer Kraft; die Steuermeßbeträge sind entspre- 
chend neu zu veranlagen. 

Artikel III 

Änderung des Ersten Wohnungsbaugesetzes 

Das Erste Wohnungsbaugesetz in der Fassung 
vom 25. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1047) 
und des § 124 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 
vom 27. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 523) wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 9 Abs. 2 wird das Wort „Rechnungsjahres" 
durch das Wort „Kalenderjahres" ersetzt. 

2. Dem § 9 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Endet der Zeitraum von zehn Jahren für 
die Grundsteuervergünstigung mit dem 31. März 
eines Jahres, so gilt folgendes: 

1. Auf den 1. Januar des Jahres, in dem 
die Vergünstigung ausläuft, wird ein 
Steuermeßbetrag festgesetzt, der sich 
zusammensetzt 

a) aus einem Viertel des nach § 7 
festgesetzten Steuermeßbetrages 
und 

b) aus drei Vierteln des Steuermeß- 
betrages, der sich nach dem Aus- 
laufen der Vergünstigung ergibt. 

2. Auf den 1. Januar des folgenden 
Jahres wird der Steuermeßbetrag 
festgesetzt, der sich nach dem Aus- 
laufen der Vergünstigung ergibt." 

3. Hinter § 9 wird der folgende § 9 a eingefügt: 

.§ 9 a 

Auskunft über die Grundsteuervergünstigung 

Das Finanzamt hat dem Mieter von Wohn- 
raum auf dessen Verlangen Auskunft zu er- 
teilen, ob und für welchen Zeitraum eine 
Grundsteuervergünstigung nach §§ 7 oder 8 
oder nach den in § 11 bezeichneten Vorschriften 
gewährt wird; dem Mieter ist auch Auskunft 


2 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2203 


darüber zu erteilen, von wann ab auf eine 
solche Vergünstigung verzichtet worden ist." 

4. Dem § 11 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„ (5) Endet der Zeitraum von zehn Jahren für 
die Grundsteuerbefreiung mit dem 31. März 
eines Jahres, so gilt § 9 Abs. 3 entsprechend," 

Artikel IV 

Änderung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 

Das Zweite Wohnungsbaugesetz vom 27. Juni 1956 

(Bundesgesetzbl. I S. 523) wird wie folgt geändert: 

1. In § 92 Abs. 4 erhält der Satz 1 folgende Fas- 
sung; 

„Treten nachträglich Änderungen des nicht be- 
günstigten Teiles des Grundstücks ein, die zu 
einer Fortschreibung des Einheitswerts führen, 
so ist der Steuermeßbetrag mit Wirkung vom 
Beginn des Kalenderjahrs an neu zu veran- 
lagen, das mit dem Fortschreibungszeitpunkt be- 
ginnt." 

2. In § 94 Abs. 1 werden die Worte „1. April" 
durch die Worte „1. Januar" ersetzt. 

3. In § 94 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „Rech- 
nungsjahrs" ersetzt durch das Wort „Kalender- 
jahrs", 

4. Dem § 94 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Endet der Zeitraum von zehn Jahren 
für die Grundsteuervergünstigung mit dem 
31. März eines Jahres, so gilt folgendes: 

1. Auf den 1. Januar des Jahres, in dem 
die Vergünstigung ausläuft, wird ein 
Steuermeßbetrag festgesetzt, der sich 
zusammensetzt 

a) aus einem Viertel des nach § 92 
festgesetzten Steuermeßbetrages 
und 

b) aus drei Vierteln des Steuermeß- 
betrages, der sich nach dem Aus- 
laufen der Vergünstigung ergibt. 

2. Auf den 1. Januar des folgenden 
Jahres wird der Steuermeßbetrag 
festgesetzt, der sich nach dem Aus- 
laufen der Vergünstigung ergibt." 

5. Hinter § 94 wird folgender § 94 a angefügt; 

.§ 94 a 

Auskunft über die Grundsteuervergünstigung 

Das Finanzamt hat dem Mieter von Wohn- 
raum auf dessen Verlangen Auskunft zu er- 
teilen, ob und für welchen Zeitraum eine Grund- 
steuervergünstigung nach den §§ 92 bis 94 ge- 
währt wird; dem Mieter ist auch Auskunft 
darüber zu erteilen, von wann ab auf eine 
solche Vergünstigung verzichtet worden ist." 

6. In § 110 Abs. 2 und 3 werden jeweils die Worte 
„1. April" durch die Worte „1. Januar" ersetzt. 


7. Dem § 110 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Die Anträge nach den Absätzen 1 und 3 
können nur bis zum 31. Dezember 1961 gestellt 
werden; diese Frist ist eine Ausschlußfrist." 

Artikel V 

Übergangsvorschriften 
für das Rumpfrechnungsjahr 1960 

(1) Die Grundsteuer wird auf der Grundlage der 
für den 1. Januar 1960 maßgebenden Steuermeßbe- 
träge nur für die Zeit vom 1. April 1960 bis zum 
31. Dezember 1960 (Rumpf rechnungsjahr 1960) er- 
hoben. Die Grundsteuer für das Rumpfrechnungs- 
jahr 1960 beträgt drei Viertel der Steuerschuld, die 
für das volle Rechnungsjahr festzusetzen wäre. 

(2) Für die Fälligkeit der Grundsteuer im Rumpf- 
rechnungsjahr 1960 gilt § 22 des Grundsteuer- 
gesetzes in der bisherigen Fassung mit folgender 
Maßgabe: 

1. In den Fällen des § 22 Abs. 1 Ziff. 1 und 
Abs, 2 Ziff, 2 ist je ein Drittel des für das 
Rumpfrechnungsjahr 1960 festgesetzten 
Betrags am 15. Mai, 15. August und 
15. November zu entrichten. 

2. In den Fällen des § 22 Abs. 1 Ziff. 2 und 
Abs. 2 Ziff. 1 ist je ein Neuntel des für 
das Rumpf rechnungsjahr 1960 festgesetz- 
ten Betrags am 15. eines jeden Monats zu 
entrichten. 

3. In den Fällen des § 22 Abs. 3 tritt an die 
Stelle des Jahresbetrags der für das 
Rumpf rechnungsjahr 1960 festgesetzte 
Betrag. 

Artikel VI 

Anpassung sonstiger Bestimmungen 

Bestimmungen in Rechtsverordnungen und Ver- 
waltungsanordnungen auf dem Gebiet der Grund- 
steuer, die von einem am 1. April beginnenden und 
am 31. März schließenden Rechnungsjahr ausgehen, 
sind für das Rumpf rechnungsjahr 1960 unter Beach- 
tung des Artikels V ab 1. Januar 1961 im Sinne 
eines mit dem Kalenderjahr übereinstimmenden 
Rechnungsjahrs anzuwenden. 

Artikel VII 

Anwendung der Artikel I bis VI 

(1) Es sind anzuwenden 

1. die Vorschriften der Artikel I und II, des 
Artikels III Nr. 1, 2 und 4 und des Arti- 
kels IV Nr. 1 bis 4 und 6, 7 mit Wirkung 
von dem am 1. Januar 1961 beginnenden 
Rechnungsjahr an; 

2. Artikel V für das am 1. April 1960 be- 
ginnende Rumpf rechnungsjahr I960; 

3. Artikel VI nach Maßgabe der Nummern 1 
und 2. 

(2) Absatz 1 gilt im Land Baden-Württemberg 
mit folgenden Maßgaben: 
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1. Erhebungszeitraum der Grundsteuer ist 
ab 1. Januar 1961 das Kalenderjahr; die 
in Absatz 1 Nr. 1 bezeichneten Vorschrif- 
ten sind mit Wirkung von diesem Zeit- 
punkt ab anzuwenden. Die Grundsteuer 
wird auf der Grundlage der für den 1. Ja- 
nuar 1960 maßgebenden Steuermeßbeträge 
nur für die Zeit vom 1, April 1960 bis 
zum 31. Dezember 1960 erhoben; Arti- 
kel V gilt entsprechend. 

2. Die Grundsteuer wird für das Kalender- 
jahr 1961 nach dem Hebesatz erhoben, der 
für das Rechnungsjahr 1961 festgesetzt ist. 


Artikel VIII 

Anwendung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt mit Ausnahme von Artikel I 
Nr. 8 nach Maßgabe des § 12 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel IX 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Das Grundsteuergesetz vom 1. Dezember 1936 ist 
durch das Gesetz zur Änderung des Grundsteuer- 
gesetzes vom 10. August 1951 (BGBl. I S. 515) an 
die veränderten staatsrechtlichen Verhältnisse der 
Bundesrepublik angeglichen worden. Änderungen 
grundlegender Natur, die über diese Ängleichung 
sowie notwendige Anpassungen an die Entwick- 
lung der Verhältnisse hinausgehen, sind in dem 
genannten Gesetz nicht vorgenommen worden. 
Eine grundlegende Neuordnung des Grundsteuer- 
rechtes ist auch nur im Zusammenhang mit einer 
neuen Einheitsbewertung möglich, da die Grund- 
steuer — insbesondere die Abstufung der Be- 
lastung durch Grundsteuermeßzahlen — aufs engste 
mit den bei der Einheitsbewertung angewandten 
Bewertungsmethoden und der Höhe der sich dar- 
aus ergebenden Einheitswerte verknüpft ist. Da mit 
einer Neufeststellung der Einheitswerte frühestens 
auf den 1. Januar 1963 zu rechnen ist, kann eine 
Neuordnung des Grundsteuerrechts frühestens zum 
1. Januar 1965 wirksam werden, da die Durch- 
führung der Einheitsbewertung mindestens einen 
Zeitraum von zwei Jahren erfordert. 

Der vorliegende Gesetzentwurf ist in erster Linie 
durch die ab 1. Januar 1961 wirksam werdende 
Umstellung des Haushaltsjahres auf das Kalender- 
jahr von Bund, Ländern und Gemeinden veranlaßt. 
Da die Grundsteuer bisher — als einzige Steuer — 
noch nach dem Rechnungsjahr erhoben wurde, ist 
eine Änderung der grundsteuerlichen Vorschriften 
dahin erforderlich, daß Erhebungszeitraum der 
Grundsteuer künftig das Kalenderjahr ist. Bei ; 
dieser Gelegenheit sollen einige durch die Entwick- 
lung der Verhältnisse überholte Vorschriften, deren ■ 
Geltung bis zum Wirksamwerden der nächsten i 
Hauptfeststellung der Einheitswerte begrenzt war, ; 
aufgehoben werden. 

Zusätzliche Verwaltungskosten entstehen durch die j 
vorgesehenen Änderungen des Grundsteuerrechts i 
nicht. Die mit Wirkung ab 1. Januar 1961 vorge- 
sehene Aufhebung der durch die Entwicklung der i 
Verhältnisse überholten Vorschriften des § 33 i 

Abs. 4 des Grundsteuergesetzes (Erlaß für Trüm- l 
mergrundstücke) und des § 58 der Grundsteuer- 
Durchführungsverordnung (Ermäßigung um ein 
Viertel bei bestimmten Vorkriegs-Wohngebäuden) 
wird zu einem Mehraufkommen an Grundsteuer 
von etwa 50 Mio DM jährlich führen. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften j 

Zu Artikel I Nr. 1 bis 7 l 

! 

Durch das Bundesgesetz zur Anpassung des Rech- | 
nungsjahres an das Kalenderjahr vom 29. Dezem- | 
ber 1959 (BGBl. I S. 832) ist die Reichshaushalts- | 


Ordnung in dem Sinne geändert worden, daß das 
Rechnungsjahr ab 1. Januar 1961 mit dem Kalen- 
derjahr übereinstimmt. Die Länder werden dem 
Vorgehen des Bundes folgen, wobei gleichzeitig auf 
Grund entsprechender gesetzlicher Vorschriften ge- 
währleistet ist, daß auch die Gemeinden ihr Rech- 
nungsjahr an das Kalenderjahr anpassen. Das Land 
Baden-Württemberg hat diese Umstellung um ein 
Jahr hinausgeschoben; gleichwohl soll Erhebungs- 
zeitraum der Grundsteuer auch im Lande Baden- 
Württemberg ab 1. Januar 1961 das Kalenderjahr 
sein (im einzelnen siehe zu Artikel VII). 

Das erwähnte Bundesgesetz enthält eine General- 
klausel, nach der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften, die auf das Rechnungsjahr Bezug nehmen, 
im Sinne des mit dem Kalenderjahr übereinstim- 
menden Rechnungsjahres anzuwenden sind. Diese 
Vorschrift hat jedoch keine Auswirkung auf die 
Grundsteuer, da das erwähnte Bundesgesetz nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedurfte, die 
Vorschriften des Grundsteuergesetzes aber nur mit 
Zustimmung des Bundesrates geändert werden 
können. Da auch die Länder die notwendigen 
grundsteuerlichen Änderungen nicht im Rahmen 
ihrer haushaltsrechtlich gegebenenfalls erforder- 
lichen Gesetze zur Anpassung des Rechnungs- 
jahres an das Kalenderjahr vornehmen können, 
ist ein besonderer Gesetzentwurf zur Änderung des 
Grundsteuergesetzes unumgänglich. 

In Artikel I Nr. 1 bis 7 werden die Änderungen 
technischer Natur bestimmt, die mit Rücksicht auf 
die Umstellung der Grundsteuererhebung vom 
Rechnungsjahr auf das Kalenderjahr erforderlich 
sind. Aus den Änderungen ergibt sich u. a., daß 
die Fortschreibung eines Einheitswertes und die 
Fortschreibungsveranlagung eines Grundsteuermeß- 
betrages auf den 1. Januar eines Jahres nicht erst 
— wie bisher — ein Vierteljahr später, sondern 
bereits von dem Zeitpunkt der Fortschreibung bzw. 
Fortschreibungsveranlagung ab wirksam werden. 
Bei der Anpassung der Fälligkeitstermine der 
Grundsteuer (vgl. § 22 des Grundsteuergesetzes) 
an den veränderten Erhebungszeitraum sind gleich- 
zeitig aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung 
die in § 22 Abs. 3 bestimmten Beträge von 10 bzw. 
20 DM, bei deren Nichtüberschreitung die Grund- 
steuer in einem Jahresbetrag bzw. in zwei Halb- 
jahresbeträgen zu entrichten ist, auf 20 bzw. 40 DM 
erhöht worden. Da die Verhältnisse in den einzel- 
nen Gemeinden sehr unterschiedlich sind, ist den 
Gemeinden jedoch auf Wunsch einzelner Länder 
die Möglichkeit eingeräumt worden zu bestimmen, 
daß es bei den bisher maßgebend gewesenen Be- 
trägen verbleibt. 

Zu Artikel I Nr. 8 

Nach § 33 Abs. 4 des Grundsteuergesetzes ist die 
Grundsteuer auf Antrag für Grundstücke oder 
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Grundstücksteile mit zerstörten oder demontierten | 
Gebäuden zu erlassen, wenn und soweit aus dem 
Grundstück im Erhebungszeitraum kein Nutzen ge- 
zogen worden ist. Diese Erlaßvorschrift ist 1951 als 
Billigkeitsmaßnahme zugunsten derjenigen Grund- 
stückseigentümer eingeführt worden, die durch ! 
Kriegssachschäden ihre Gebäude verloren hatten, 
wobei davon ausgegangen wurde, daß der Wieder- 
aufbau der zerstörten Grundstücke erst über einen 
längeren Zeitraum möglich sein werde. Diesem 
Zweckgedanken entsprechend war die Vorschrift 
von vornherein begrenzt worden auf die Erhebungs- 
zeiträume bis zum Ablauf des Rechnungsjahres, das | 
dem nächsten Hauptfeststellungszeitpunkt für die | 
Emheitsbewertung des Grundbesitzes folgen würde, i 
Hierbei wurde unterstellt, daß die Neubewertung | 
des Grundbesitzes nach der notwendigen Vorberei- ' 
tungszeit in einigen Jahren werde durchgeführt wer- j 
den können. i 

Wie bereits iin Allgemeinen Teil der Begründung 
erwähnt, ist mit einer Neubewertung des Grund- 
besitzes frühestens auf den 1. Januar 1963 zu rech- 
nen, wobei sich die neufestgestellten Einheitswerte 
bei der Grundsteuer erst ab 1. Januar 1965 aus- 
wirken können. Es erscheint jedoch mit Rücksicht 
auf die Entwicklung der Verhältnisse und die bei 
Erlaß des § 33 Abs. 4 im Jahre 1951 nicht voraus- 
sehbare weite Hinausschiebung der Hauptfeststel- 
lung der Einheitswerte nicht mehr gerechtfertigt, die 
genannte Erlaßvorschrift über den 31. Dezember 
1960 hinaus beizubehalten. Für die baureifen Trüm- 
mergrundstücke ist die Aufhebung bereits im Rah- 
men des Bundesbaugesetzes vom 23. Juni 1960 
(BGBl. I S. 341) vorgesehen. In § 172 dieses Gesetzes 
ist bestimmt, daß sich die Grundsteuermeßbeträge 
für unbebaute baureife Grundstücke erhöhen und 
diese erhöhte Grundsteuer (die sogenannte Bauland- 
steuer) auch für baureife Trümmergrundstücke gilt. 
In diesen Vorschriften ist daher auch eine Änderung 
des § 33 Abs. 4 des Grundsteuergesetzes enthalten, 
die die Anwendbarkeit der Erlaßvorschrift auf bau- 
reife Trümmergrundstücke ausschließt. 

Mit dieser Regelung im Rahmen des Bundesbau- 
gesetzes sollte jedoch keine Entscheidung getroffen 
werden, daß die Erlaßvorschrift für nichtbaureife 
Trümmergrundstücke beizubehalten ist. Die Be- 
schränkung der Aufhebung des § 33 Abs. 4 des 
Grundsteuergesetzes auf die baureifen Trümmer- 
grundstücke erklärt sich vielmehr ausschließlich dar- 
aus, daß im Rahmen des Bundesbaugesetzes kein I 
Anlaß bestand, die auf rein steuerlichem Gebiet ; 
liegende Frage zu entscheiden, ob die Sondervor- 
schrift des § 33 Abs. 4 mit Rücksicht auf die Entwick- ; 
lung der Verhältnisse und unter dem Gesichtspunkt j 
der steuerlichen Gleichmäßigkeit und Gerechtigkeit j 

noch weiter beibehalten werden kann. i 

i 

Die Billigkeitsmaßnahme des § 33 Abs. 4 des Grund- j 
steuergesetzes ist aber selbst für die der Bauland- i 
Steuer nicht unterliegenden Trümmergrundstücke, j 
an deren Bebauung der Eigentümer — insbesondere j 
durch eine Bausperre — rechtlich gehindert ist, ent- | 
behrlich. Nach der Rechtsprechung des Bundes- | 
gerichtshofes und des Bundesverwaltungsgerichts ! 
ist nämlich eine Bausperre, die über einen gewissen j 
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Zeitraum hinausgeht, als entschädigungspflichtige 
Enteignung anzusehen. Auch § 18 des Bundes- 

baugesetzes trägt diesem Rechtsgedanken Rech- 
nung. Auf Grund dieser Rechtslage werden daher 
die Gemeinden im Falle entsprechend lang- 
fristiger Bausperren den hierdurch betroffenen 
Grundstückseigentümern eine Entschädigung für die 
durch die Bausperre entstehenden Vermögensnach- 
teile zahlen müssen, aus der die Grundsteuer ge- 
zahlt werden kann. Da hiernach die dem Grund- 
stückseigentümer durch die Bausperre entstehenden 
Vermögensnachteile bereits auf der Ebene des Ent- 
eignungsrechtes ausgeglichen werden, besteht kein 
Anlaß mehr, dieser Benachteiligung gleichzeitig 
durch eine Freistellung von der Grundsteuer Rech- 
nung zu tragen. 

Im übrigen werden sich Bausperren, wenn sie über 
einen längeren Zeitraum andauern, zwangsläufig 
auf den Wert des Grundstücks auswirken, so daß 
sich auf Grund einer hiernach erforderlich werden- 
den Wertfortschreibung eine der Wertminderung 
(die durch die Entschädigung der Gemeinde aus- 
geglichen wird) entsprechende Ermäßigung der 
Grundsteuer ergibt. 

Zu Artikel II 

Nach § 58 der Grundsteuer-Durchführungsverord- 
nung ermäßigt sich die Grundsteuer für bestimmte 
Wohngebäude, die in der Zeit vom 1. April 1924 bis 
zum 31. März 1937 bezugsfertig geworden sind, um 
ein Viertel der an sich zu erhebenden Grundsteuer. 
Dementsprechend sind die Grundsteuermeßbeträge 
für diese Grundstücke um ein Viertel gekürzt wor- 
den (vgl. § 27 Abs. 2 der Grundsteuer-Durchführungs- 
verordnung). Bei dieser Grundsteuerermäßigung 
handelt es sich um eine Verlängerung grundsteuer- 
licher Vergünstigungen, die in der Vorkriegszeit zur 
Förderung des Wohnungsbaues gewährt wurden. 

Nach den Vorschriften des Ersten Wohnungsbau- 
gesetzes und ebenso nach denjenigen des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes wird die Grundsteuer für 
nach dem 31. Dezember 1949 errichtete Wohnungen 
auf die Dauer von zehn Jahren nicht erhoben. Die 
Grundsteuervergünstigung für die im Jahre 1950 
errichteten Wohnungen — und ebenso für die in der 
Zeit vom 21. Juni 1948 bis zum 31. Dezember 1949 
errichteten Wohnungen, auf die die Länder die 
Grundsteuervergünstigung des Ersten Wohnungs- 
baugesetzes im Wege der Landesgesetzgebung 
ausgedehnt haben — läuft mit dem 31. März 1961 
aus. Von diesem Zeitpunkt an werden daher — da 
eine Verlängerung des zehnjährigen Vergünsti- 
gungszeitraumes nicht beabsichtigt ist und nach 
Lage der Dinge auch nicht in Betracht kommen 
kann — die Grundstückseigentümer die volle Grund- 
steuer zu entrichten haben. Sie werden die Grund- 
steuer im allgemeinen im Wege einer entsprechen- 
den Anhebung der Miete auf die Mieter umlegen. 

Bei der dargelegten Beschränkung der Grundsteuer- 
vergünstigung für Nachkriegsbauten auf die Dauer 
von zehn Jahren ist es nicht mehr berechtigt, eine 
aus der Vorkriegszeit stammende und daher seit 
über 20 Jahren bestehende Grundsteuervergünsti- 
gung noch weiter beizubehalten. Die Befreiung nach 
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§ 58 der Grundsteuer-Durchführungsverordnung ist | 
zudem — ebenso wie § 33 Abs. 4 des Grundsteuer- | 
gesetzes — zeitlich auf die Erhebungszeiträume bis j 
zum Ablauf des Rechnungsjahres begrenzt worden, : 
das dem nächsten Hauptfeststellungszeitpunkt für j 
die Einheitsbewertung des Grundbesitzes folgt. Die 
Verzögerung der neuen Einheitsbewertung läßt den 
Wegfall der Vergünstigungsvorschrift auch aus die- 
sem Grunde zu, Artikel II bestimmt daher in Ver- 
bindung mit Artikel VII Abs. 1 Nr. 1, daß die Ver- 
günstigung des § 58 der Grundsteuer-Durchführungs- 
verordnung mit Ablauf des Kalenderjahres 1960 
außer Kraft tritt und die Steuermeßbeträge auf den | 
1. Januar 1961 entsprechend um ein Viertel erhöht | 
werden. Gleichzeitig sollen die mit der Vergünsti- | 
gung des § 58 in unmittelbarem Zusammenhang ste- ' 
henden Vorschriften der §§ 27 Abs. 2, 59 und 60 
'der Grundsteuer-Durchführungsverordnung aufge- 
hoben werden. Die Aufhebung dieser Vorschriften 
einer Rechtsverordnung durch ein Gesetz ist aus 
Gründen der Reditssicherheit vorgesehen. 

Im Rahmen der Vorbereitung einer Neubewertung 
der bebauten Grundstücke nach dem Ertragswert- 
verfahren sind auch Feststellungen darüber getrof- 
fen worden, in weldiem Verhältnis die Grundsteuer 
zur Miete steht. Hierbei hat sich ergeben, daß die 
Belastung der Grundstücksroherträge (== Mieten) : 
mit Grundsteuer je nadi Gemeindegröße, Gebäude- ; 
art und Hebesatz — zwischen 12 und 15 v. H. des 
Rohertrags liegt, wie er unter Berücksichtigung des I 
Ersten Bundesmietengesetzes in den letzten Jahren ; 
erzielt wurde. Bei den nach § 58 der Grundsteuer- | 
Durchführungsverordnung begünstigten Gebäuden i 
lag die Belastung der Mieten mit Grundsteuer bisher i 
um ein Viertel niedriger und würde infolge der be- 
absichtigten Aufhebung dieser Vergünstigung die 
normale Höhe von 12 bis 15 v. H. erreichen, die 
Mehrbelastung betrüge also im Höchstfälle 3,75 v. H. 
der Miete. Der Vermieter von preisgebundenem 
Wohnraum kann diese Mehrbelastung, sofern — wie 
in der Regel — die jeweils preisrechtlich zulässige 
Miete als vereinbart gilt, auf die Mieter umlegen 
(vgl. § 21 der Altbaumietenverordnung vom 23. Juli 
1958 — BGBl. I S. 549). Diese Verordnung gilt nach 
ihrem § 46 jedoch nicht im Land Berlin. Hier sind 
vielmehr die Verordnungen des Landes Berlin vom 
8. Juni 1953 (GVBl. S. 391) und vom 2. Juli 1959 
(GVBl. S. 770) maßgebend, die lediglich die Umle- 
gung solcher Grundsteuermehrbelastungen zulassen, 
die auf einer Erhöhung des Grundsteuerhebesatzes j 
oder auf dem Wegfall der in § 29 des Grundsteuer- I 
gesetzes vorgesehenen Beihilfen für Arbeiterwohn- j 
Stätten beruhen. Im Anschluß an die Aufhebung des ! 
§ 58 der Grundsteuer-Durchführungsverordnung | 
wird es daher Sache des Landes Berlin sein, im ; 
Wege einer ergänzenden Rechtsverordnung eine i 
dem § 21 der Altbaumietenverordnung entspre- ' 
chende Regelung zu treffen, die auch die Umlegung ■ 
der Grundsteuermehrbelastung aus der Aufhebung 
des § 58 der Grundsteuer-Durchführungsverordnung 
ermöglicht. 

Zu Artikel III Nr. 1, 2 und 4 

Entsprechend dem bisherigen System der Grund- 
steuer, nach dem die Fortschreibungsveranlagung , 


eines Steuermeßbetrages auf den Beginn eines 
Kalenderjahres erst mit dem am 1. April beginnen- 
den Rechnungsjahr wirksam wurde, wurde auch die 
Grundsteuervergünstigung nach dem Ersten Woh- 
nungsbaugesetz jeweils vom 1. April eines Kalen- 
derjahres an auf die Dauer von zehn Jahren ge- 
währt. Die Grundsteuervergünstigung nach dem 
Ersten Wohnungsbaugesetz endet daher entspre- 
chend der bisherigen Rechtslage mit dem 31. März 
eines Kalenderjahres (z. B. für die ab 1. April 1951 
gewährte Grundsteuervergünstigung der im Jahre 
1950 bezugsfertig gewordenen Wohnungen mit dem 
31. März 1961). Entsprechend der Umstellung der 
öffentlichen Haushalte wird die Grundsteuer jedoch 
nach den Vorschriften des vorliegenden Gesetzent- 
wurfs bereits ab 1. Januar 1961 nach dem Kalender- 
jahr erhoben, wobei Fortschreibungsveranlagungen 
bzw. Neuveranlagungen der Grundsteuermeßbeträge 
auf den Beginn eines Kalenderjahres bereits von 
diesem Zeitpunkt ab wirksam werden. Die Um- 
stellung der Grundsteuererhebung vom Rechnungs- 
jahr auf das Kalenderjahr soll in bezug auf den 
zehnjährigen Vergünstigungszeitraum ohne Aus- 
wirkung bleiben. Aus diesem Grunde sieht Ar- 
tikel III vor, daß dem § 9 des Ersten Wohnungsbau- 
gesetzes ein Absatz 3 angefügt wird, der bestimmt, 
daß auf den Beginn des Kalenderjahres, in dem die 
Vergünstigung ausläuft, in dem Steuermeßbetrag 
die noch für ein Vierteljahr zu gewährende Ermäßi- 
gung entsprechend berücksichtigt wird. Erst auf den 
Beginn des folgenden Kalenderjahres wird dann der 
volle Steuermeßbetrag festgesetzt, der sich ohne Be- 
rücksichtigung der Grundsteuervergünstigung er- 
gibt. 

In bestimmten Fällen, so z. B. bei einer unzulässigen 
Vergrößerung der Wohnfläche oder bei Verwendung 
von Wohnraum zu gewerblichen Zwecken, entfällt 
die Grundsteuervergünstigung nach § 9 Abs. 2 des 
Ersten Wohnungsbaugesetzes vorzeitig mit dem Ab- 
lauf des Rechnungsjahres, in dem die Voraussetzun- 
gen weggefallen sind. Mit Wirkung ab 1. Januar 
1961 muß die Grundsteuervergünstigung bereits mit 
dem Ende des Kalenderjahres entfallen, in dem die 
Voraussetzungen für die Grundsteuervergünstigung 
entfallen sind. Dies wird dadurch klargestellt, daß 
in § 9 Abs. 2 des Ersten Wohnungsbaugesetzes mit 
Wirkung vom 1. Januar 1961 ab (vgl. Artikel VII 
Abs. 1 Nr. 1) das Wort „Rechnungsjahres“ durch das 
Wort „Kalenderjahres" ersetzt wird, (über eine ent- 
sprechende Handhabung für das Rumpfrechnungs- 
jahr 1960 vgl. zu Artikel V.) 

Demgegenüber bedarf es einer Änderung des § 9 
Abs. 1 des Ersten Wohnungsbaugesetzes nicht. Das 
Erste Wohnungsbaugesetz gilt nur für Wohnungen, 
die spätestens bis zum 30. Juni 1956 bezugsfertig 
geworden bzw. bei denen die öffentlichen Mittel bis 
zum 31. Dezember 1956 bewilligt worden sind. Für 
diese Wohnungen ist die Grundsteuervergünstigung 
im allgemeinen ab dem 1. April gewährt worden, 
der dem Jahr der Bezugsfertigkeit folgte, so daß sich 
die ab 1. Januar 1961 wirksam werdenden Änderun- 
gen des Grundsteuerrechts im Zusammenhang mit 
der Umstellung des Rechnungsjahres auf den Beginn 
der Grundsteuervergünstigung nicht mehr aus- 
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wirken können. Es sind jedoch Ausnahmefälle denk- 
bar, in denen die Geltendmachung der Grundsteuer- 
vergünstigung versäumt wurde; insoweit kann die 
Grundsteuervergünstigung nach der Rechtsprechung 
von dem auf die Antragstellung folgenden Rech- 
nungsjahr an nur noch für den restlichen Vergünsti- 
gungszeitraum gewährt werden. Wird in solchen 
Fällen der Antrag auf Grundsteuervergünstigung 
erst nach dem 1. April 1960 gestellt, so ist, obwohl 
der Erhebungszeitraum der Grundsteuer ab 1. Ja- 
nuar 1961 mit dem Kalenderjahr gleichgeschaltet ist, 
die Grundsteuervergünstigung von dem auf die An- 
tragstellung folgenden 1. April an zu gewähren. 
Denn der Vergünstigungszeitraum hat gleichwohl 
mit dem auf das Jahr der Bezugsfertigkeit folgen- 
den 1. April begonnen und endet nach Ablauf von 
zehn Jahren mit dem 31. März, so daß die — nur für 
volle Jahre in Betracht kommende — Vergünstigung 
für den restlichen Vergünstigungszeitraum ebenfalls 
mit dem 1. April beginnen muß. Für das Kalender- 
jahr, in dem die Vergünstigung beginnt, ist dann 
ebenfalls ein gemischter Meßbetrag entsprechend 
den in § 9 Abs. 3 des Ersten Wohnungsbaugesetzes 
vorgesehenen Grundsätzen festzusetzen. 

Auch die nur für das Land Bayern bedeutsame Vor- 
schrift des § 11 Abs. 4 des Ersten Wohnungsbau- 
gesetzes in der Fassung des § 124 des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes bedarf aus den erwähnten Grün- 
den keiner Änderung. Zwar heißt es in der Vor- 
schrift statt „1. April" „Beginn des Rechnungsjah- 
res" — das ab 1. Januar 1961 mit dem Kalender- 
jahr übereinstimmt — , jedoch ergibt sich hieraus 
durch die Bezugnahme auf den „Rest des Vergünsti- 
gungszeitraums" — der mit dem auf das Jahr der 
Bezugsfertigkeit folgenden 1. April begonnen hat — 
keine Änderung. 

Artikel III beschränkt sich daher darauf, in Nr. 4 die 
entsprechende Anwendung des jetzt vorgesehenen 
§ 9 Abs. 3 des Ersten Wohnungsbaugesetzes für die 
Fälle einer Grundsteuerbefreiung nach dem baye- 
rischen Gesetz vom 28. November 1949 sicher- 
zustellen. 


Zu Artikel III Nr. 3 

Nach den §§7,8 oder 11 des Ersten Wohnungsbauge- 
setzes steuerbegünstigte Wohnungen unterliegen be- 
stimmten Bindungen hinsichtlich der Mietpreisgestal- 
tung (§ 45 des Ersten Wohnungsbaugesetzes) und 
der Wohnraumbewirtschaftung (§ 11 des Wohn- 
raumbewirtschaftungsgesetzes) sowie, wenn dem 
Eigentümer eine Grundsteuervergünstigung ge- 
währt wird, vor allem auch dem Mieterschutz 
(§ 31 a des Mieterschutzgesetzes). Es ist daher für 
den Mieter einer neugeschaffenen Wohnung von 
entscheidender Bedeutung, eine zuverlässige Aus- 
kunft darüber zu erhalten, ob die Grundsteuerver- 
günstigung für die von ihm benutzte Wohnung ge- 
währt wird. 

Einer solchen Auskunft durch das Finanzamt steht 
aber zur Zeit das Steuergeheimnis (§ 22 der Reichs- 
abgabenordnung) entgegen. Etwaige Pflichten des 
Vermieters zur Auskunfterteilung würden nur in 


einem Rechtsstreit vor den Zivilgerichten geltend 
gemacht werden können, auf den sich der Mieter bei 
fehlendem Mieterschutz nicht einlassen kann. Es er- 
scheint daher dringend erwünscht, es dem Mieter 
durch eine gesetzliche Regelung zu ermöglichen, 
sich vor Beginn eines Rechtsstreits Gewißheit über 
seine Rechtsstellung zu verschaffen, da sonst die 
Ausübung seiner Rechte praktisch unmöglich ge- 
macht würde. Einer solchen gesetzlich geregelten 
Auskunftserteilung steht das Steuergeheimnis nicht 
entgegen. Schutzwürdige Interessen des Vermieters 
werden dabei nicht verletzt. Er hat die freie Ent- 
scheidung, ob er die Grundsteuervergünstigung in 
Anspruch nehmen will. Die Auskunftserteilung wird 
sich ausschließlich auf das Bestehen oder Nicht- 
bestehen und die Dauer der Vergünstigung er- 
strecken. Irgendwelche Einblicke in die Einkom- 
mens- und Vermögensverhältnisse der Vermieters, 
vor deren Offenbarung das Steuergeheimnis den 
Steuerpflichtigen schützen soll, werden also nicht 
gegeben. 

Zu Artikel IV Nr. 1 bis 4, 6 und 7 

Entsprechend der Umstellung der Grundsteuererhe- 
hung ab 1. Januar 1961 auf das Kalenderjahr muß 
die Grundsteuervergünstigung für nach dem 1. Ja- 
nuar 1960 bezugsfertig gewordene Wohnungen vom 
Beginn des auf die Bezugsfertigkeit folgenden Ka- 
lenderjahres an gewährt werden und bei vorzeiti- 
gem Wegfall der Vergünstigung — auch bei zurück- 
liegenden Fällen — mit dem Beginn des folgenden 
Kalenderjahres aufgehoben werden (vgl. Artikel IV 
Nr. 1 bis 3). 

Soweit die Grundsteuervergünstigung nach dem 
Zweiten Wohnungsbaugesetz für Wohnungen ge- 
währt wird, die vor dem 1. Januar 1960 bezugsfertig 
geworden sind, begann die Vergünstigung mit dem 
1. April eines Jahres (für die im Kalenderjahr 1959 
bezugsfertig gewordenen Wohnungen am 1. April 
1960) und endet dementsprechend nach Ablauf des 
Zehnjahreszeitraums mit dem 31. März. Für diese 
Fälle enthält Artikel IV Nr. 4 die gleiche Vorschrift, 
wie sie für die Grundsteuervergünstigung nach 
dem Ersten Wohnungsbaugesetz in Artikel III Nr. 2 
vorgesehen ist. 

Nach § 110 Abs. 4 des Zweiten Wohnungsbaugeset- 
zes wird auf Antrag die Grundsteuervergünstigung 
nach dem Ersten Wohnungsbaugesetz für den rest- 
lichen Vergünstigungszeitraum neu veranlagt, wenn 
sich nach den Grundsätzen des Zweiten Wohnungs- 
baugesetzes über die Erstarrung des Grundsteuer- 
ineßbetrages eine höhere Vergünstigung ergibt. 
Diese Vorschrift bedarf aus den gleichen Gründen, 
wie sie für den Fall verspäteter Antragstellung nach 
§ 9 des Ersten Wohnungsbaugesetzes und für den 
Fall des § 11 Abs. 4 des Ersten Wohnungsbaugeset- 
zes zu Artikel III Nr. 1, 2 und 4 dargelegt worden 
sind, keiner Änderung. 

Auf Grund von § 110 Abs, 2 und 3 des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes wird die Grundsteuervergünsti- 
gung nach dem Zweiten Wohnungsbaugesetz noch 
nachträglich für Eigenheime und Wohnheime ge- 
währt, die wegen der engeren Voraussetzungen des 
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Ersten Wohnungsbaugesetzes nicht begünstigt wer- 
den konnten. In diesen Fällen wird die Vergünsti- 
gung nicht nur für den restlichen Vergünstigungs- 
zeitraum, sondern für volle zehn Jahre vom 1. April 
des Jahres an gewährt, das auf das Jahr der An- 
erkennung als steuerbegünstigte Wohnung bzw. der 
Antragstellung folgt. Vereinzelt mag es Vorkommen, 
daß derartige Anträge aus Unkenntnis erst jetzt ge- 
stellt werden; dem wird dadurch Rechnung getragen, 
daß die Vergünstigung künftig mit dem 1. Januar 
beginnt (Artikel IV Nr. 6). Mit Rücksicht darauf, daß 
der Beginn des zehnjährigen Vergünstigungszeit- 
laumes in diesen Fällen von der Antragstellung ab- 
hängt, erscheint es jedoch nunmehr notwendig, eine 
Ausschlußfrist festzusetzen, nach deren Ablauf der- 
artige Anträge nicht mehr gestellt werden können 
(vgl. Artikel IV Nr. 7). 

Zu Artikel IV Nr. 5 

Für Wohnungen, die nach den §§ 82 ff. oder 110 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes als steuerbe- 
günstigt anerkannt sind und für die die Grundsteuer- 
vergünstigung nach den §§ 92 bis 94 dieses Ge- 
setzes gewährt wird, gelten sinngemäß die gleichen 
Bindungen wie für steuerbegünstigte Wohnungen 
nach dem Ersten Wohnungsbaugesetz. Die Gründe, 
die zu Artikel III Nr. 3 für die Einführung einer 
Auskunftspflicht des Finanzamtes angeführt sind, 
gelten daher auch hier. 

Zu Artikel V 

Der Absatz 1 des Artikels V bringt den Grundsatz 
zum Ausdruck, daß sich der am 1. April I960' be- 
ginnende Erhebungszeitraum der Grundsteuer ent- 
sprechend dem haushaltsrechtlich vorgesehenen 
Rumpfrechnungsjahr (1. April bis 31. Dezember 
1960) verkürzt. Dem haushaltsrechtlich vorgesehe- 
nen Rumpf rechnungsjahr und der hierdurch beding- 
ten grundsteuerlichen Anpassung entsprechend 
haben viele Gemeinden bei der Erteilung der 
Grundsteuerbescheide 1960 bereits die an sich ent- 
standene Steuerschuld nur in Höhe von drei 
Vierteln festgesetzt. Soweit dies nicht geschehen 
ist, muß die noch in voller Höhe festgesetzte 
Grundsteuer um ein Viertel gekürzt werden. Es 
dürften keine Bedenken bestehen, wenn dies in 
einer vereinfachten Form — d. h. ohne formelle 
Erteilung eines entsprechend geänderten Grund- 
steuerbescheides — geschieht. 

über die Festlegung des erwähnten Grundsatzes 
hinaus bestimmt Artikel V weitere Einzelheiten 
nur in bezug auf die Fälligkeit der auf drei Viertel 
gekürzten Steuerschuld. Gleichwohl ergeben sich 
aus dem in Artikel V Abs. 1 festgelegten Grund- 
satz weitere Folgen, so die Verkürzung des Erlaß- 
zeitraums nach § 33 Abs. 4 des Grundsteuergesetzes 
und nach der Grundsteuer-Erlaßverordnung (letzte- 


res in Verbindung mit Artikel VI), die Beendigung 
der Steuerentrichtung nach § 16 Abs, 2 des Grund- 
steuergesetzes bereits mit dem 31. Dezember 1960 
sowie der Wegfalll der Grundsteuervergünstigung 
bereits mit dem 31. Dezember 1960, wenn im Ka- 
lenderjahr 1960 nach dem 1. April die Vorausset- 
zungen der Grundsteuervergünstigung entfallen 
(vgl. § 9 Abs. 2 des Ersten und § 94 Abs. 2 des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes). 

Zu Artikel VI 

Artikel VI enthält in Anlehnung an § 2 des Ge- 
setzes zur Anpassung des Rechnungsjahres an das 
Kalenderjahr vom 29. Dezember 1959 (BGBl. I 
S. 832) eine Generalklausel, die es ermöglicht, Vor- 
schriften in Rechtsverordnungen und Verwaltungs- 
anordnungen auf dem Gebiet der Grundsteuer auch 
ohne formelle Änderung in dem Sinne anzuwenden, 
wie es mit Rücksicht auf das für 1960 vorgesehene 
Rumpf rechnungsjahr und das ab 1. Januar 1961 mit 
dem Kalenderjahr übereinstimmende Rechnungsjahr 
erforderlich ist. 

Zu Artikel VII 

Die Vorschrift regelt die Frage, von wann ab die 
geänderten Vorschriften des Grundsteuerredites an- 
zuwenden sind. Als Zeitpunkt ergibt sich für die mit 
der Umstellung des Erhebungszeitraumes zusammen- 
hängenden Bestimmungen zwangsläufig der 1. Ja- 
nuar 1961, von dem ab das Rechnungsjahr mit dem 
Kalenderjahr übereinstimmt. Die Vergünstigung des 
§ 58 der Grundsteuer-Durchführungsverordnung und 
diejenige des § 33 Abs. 4 des Grundsteuergesetzes 
sollen zum nächstmöglichen Zeitpunkt, das ist der 
1. Januar 1961, außer Kraft gesetzt werden. 

Im Lande Baden-Württemberg wird die Umstellung 
des Rechnungsjahres erst ein Jahr später durchge- 
führt als im übrigen Bundesgebiet. Gleichwohl hat 
sich das Land Baden-Württemberg entsprechend dem 
Wunsch der kommunalen Spitzenverbände dafür 
ausgesprochen, den Grundsteuererhebungszeitraum 
in Übereinstimmung mit dem übrigen Bundesgebiet 
zum 1. Januar 1961 auf das Kalenderjahr umzustel- 
len. Maßgebend für diesen Vorschlag ist die Tat- 
sache, daß die auf den 1. Januar 1961 eintretenden 
Erhöhungen der Grundsteuermeßbeträge (zum Bei- 
spiel durch die Aufhebung des § 58 der Grund- 
steuer-Durchführungsverordnung, durch Neubauten 
sowie durch die Baulandsteuer), andernfalls im 
Lande Baden-Württemberg ein Vierteljahr später als 
im übrigen Bundesgebiet wirksam würden. Mit 
Rücksicht darauf, daß hiernach Rechnungsjahr und 
Erhebungszeitraum der Grundsteuer in der Zeit vom 
1. April 1960 bis zum 31. Dezember 1961 im Lande 
Baden-Württemberg nicht übereinstimmen, bedarf 
es der in Artikel VII Abs. 2 vorgesehenen besonde- 
ren Vorschriften. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu Artikel III Nr. 3 

In dem angefügten § 9 a des Ersten Wohnungs- 
baugesetzes sind nach den Worten „gewährt 
wird" die Worte „oder gewährt worden ist" ein- 
zufügen. 

Begründung 
Dient der Klarstellung. 


2. Zu Artikel IV Nr. 5 

In dem angefügten § 94 a des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes sind nach den ^Worten „ge- 
währt wird" die Worte „oder gewährt worden 
ist" einzufügen. 

Begründung 
Dient der Klarstellung. 


3. Artikel VIII (neu) 

Nachstehende Saar-Klausel ist einzufügen: 

„Artikel VIII 
Anwendung im Saarland 

Von den Vorschriften des Gesetzes gelten Ar- 
tikel 11, soweit er die §§ 58 bis 60 der Grund- 
steuer-Durchführungsverordnung aufhebt, und die 
Artikel III bis V im Saarland nicht." 

Die bisherigen Artikel VIII und IX werden Ar- 
tikel IX und X. 

Begründung 

Gemäß § 99 des Gesetzes über die Einführung 
des deutschen Rechts auf dem Gebiete der 
Steuern, Zölle und Finanzmonopole vom 30. Juni 
1959 (BGBl. I S. 339) ist Erhebungszeitraum für 
die Grundsteuer im Saarland das Kalenderjahr. 
Durch diese Bestimmung wurde ein Rechtszu- 
stand beibehalten, der im Saarland bereits seit 
1946 galt. Da ferner das Erste und das Zweite 
Wohnungsbaugesetz im Saarland nicht einge- 
führt sind, erübrigt sich die Anwendung der an- 
geführten Artikel. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zu den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates 


Zu dem vorbezeichneten Gesetzentwurf hat der Bun- | 
desrat in seiner 223. Sitzung am 23. September 1960 j 
folgende Änderungen vorgeschlagen: I 

I 

I 

1. In dem angefügten § 9a des Ersten Wohnungs- 
baugesetzes und in dem angefügten § 94 a des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes, in denen ein ge- 
setzliches Auskunftsrecht des Mieters im Hin- 
blick auf die Grundsteuervergünstigung vorge- 
sehen ist, sollen jeweils nach den Worten „ge- 
währt wird" die Worte „oder gewährt worden 
ist" eingefügt werden. 

2. Als Artikel VIII soll nachstehende Saar-Klausel 
eingefügt werden: 

I 

„Artikel VIII ■ 

Anwendung im Saarland 

Von den Vorschriften des Gesetzes gelten 
Artikel II, soweit er die §§58 bis 60 der Grund- 
steuer-Durchführungsverordnung aufhebt, und 
die Artikel III bis V im Saarland nicht." 

Die bisherigen Artikel VIII und IX sollen Arti- 
kel IX und X werden. 

I 

II. 

Die vorgeschlagenen Änderungen sollen der Klar- | 
Stellung dienen. 

Zu 1. 

Der vorgesehene Zusatz dient der Klarstellung für , 
den Fall, daß der Vergünstigungszeitraum abge- j 
laufen ist. ; 


Zu 2. 

Da im Saarland und im übrigen Bundesgebiet ein 
einheitliches Grundsteuerrecht gilt, hat auch die 
Saar-Klausel nur klarstellenden Charakter in dem 
Sinne, daß einige Änderungen für das Saarland ge- 
genstandslos sind. Es handelt sich hierbei um die 
Aufhebung der in den §§58 bis 60 der Grundsteuer- 
Durchführungsverordnung geregelten Grundsteuer- 
ermäßigung für bestimmte Vorkriegs-Wohngebäude, 
da diese Vorschriften im Saarland schon vorher auf- 
gehoben worden sind, um die Änderung des Ersten 
und Zweiten Wohnungsbaugesetzes, da die Grund- 
steuervergünstigung für Wohnungsbauten im Saar- 
land in dem besonderen Wohnungsbaugesetz des 
Saarlandes vom 17. Juli 1959 geregelt ist, sowie um 
Vorschriften im Zusammenhang mit der Anpassung 
des Rechnungsjahres an das Kalenderjahr, da Kalen- 
derjahr und Rechnungsjahr im Saarland bisher 
schon übereinstimmten. 

III. 

Es wird folgende Gegenäußerung der Bundesregie- 
rung vor geschlagen: 

Gegen die vom Bundesrat vorgeschlagenen Ände- 
rungen, die der Klarstellung dienen, werden keine 
Bedenken erhoben. Entsprechend der sonst üblichen 
Formulierung wird jedoch für die Saar-Klausel fol- 
gende Fassung vorgeschlagen: 

„Artikel VIII 
Anwendung im Saarland 

Artikel II, soweit er die §§ 58 bis 60 der Grund- 
steuer-Durchführungsverordnung aufhebt, und die 
Artikel III bis V dieses Gesetzes gelten nicht im 
Saarland." 
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